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Claudia Schürmeier
Blockchain-Anwendungen in der Hochschule . .  .  .  .  .  .  .  409
Während mit der aufkommenden Blockchain-Technologie zunächst der 
Finanzsektor konfrontiert war, kann diese Technologie auch zu Umbrüchen 
in anderen Bereichen der Gesellschaft führen. In Deutschland befasst sich ins-
besondere das Hochschulforum Digitalisierung mit dem Thema Blockchain 
im Hochschulkontext und veröffentlichte bereits mehrere Beiträge zu dieser 
Thematik. Diese Aktivitäten zeigen, dass Blockchain in der digitalen Bildung 
zunehmend Bedeutung beigemessen wird.
Nach einer Betrachtung des Begriffs „Blockchain“ und seiner unterschiedlichen 
technischen Ausgestaltung sowie den Smart Contracts gilt das Interesse pro
spektiven Anwendungsfeldern von Blockchain in verschiedenen Bereichen der 
Hochschule, insbesondere in der Studierenden- und Prüfungsverwaltung sowie 
in der Forschung. Dabei geht es darum, die Blockchain-Modelle in den einzel-
nen Anwendungsbereichen näher zu charakterisieren und auf dieser Grundlage 
nachfolgend die datenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen für den Einsatz 
des entsprechenden Blockchain-Modells aufzuzeigen. Der Aufsatz schließt 
mit einem Fazit und einem Ausblick auf mögliche künftige Entwicklungen der 
Blockchain-Technologie im Hochschulbereich.
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Mandat – Teil 2 .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  414
In dieser Ausgabe wird der Beitrag aus DVP 9/2019, S. 373 ff. fortgesetzt.
Angesprochen wird zunächst die Frage der Zuständigkeit für eine Entschei-
dung über eine mögliche Unvereinbarkeit. Im Anschluss daran geht es um den 
Rechtscharakter der Entscheidung über mögliche Hinderungsgründe und 
darauf aufbauend um den Rechtsschutz Betroffener im Hauptsache- und Eil-
verfahren. 
Abschließend befasst sich die Darstellung mit der Frage nach dem maßgebli-
chen Zeitpunkt für die Bewertung der Rechtslage sowie möglichen Folgen der 
Mitwirkung eines Ratsmitglieds an Ratsentscheidungen trotz Unvereinbarkeit. 
Zur letztgenannten Frage sind unterschiedliche Regelungen in den Bundeslän-
dern festzustellen, die hier kurz dargestellt werden.
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Die Zukunft der sozialen Selbstverwaltung .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  420
Dieser Beitrag befasst sich mit Geschichte und Bedeutung der kommunalen 
und sozialen Selbstverwaltung.

Matthias Wiener
Kommunen in der vorläufigen Haushaltsführung .  .  .  .  .  424
Wird die Haushaltssatzung erst nach Beginn des Haushaltsjahres öffentlich 
bekannt gemacht, befindet sich die Kommune bis dahin in der vorläufigen 
Haushaltsführung. Im Beitrag werden die rechtlichen Rahmenbedingungen 
lehrorientiert dargestellt. Grundlage sind die gesetzlichen Vorschriften des 
Landes Sachsen-Anhalt. In den übrigen Bundesländern gibt es jedoch ver-
gleichbare Regelungen.
Eingegangen wird auf Beginn, Dauer und Ende der vorläufigen Haushalts-
führung sowie die Handlungsmöglichkeiten während dieser Zeit, insbeson-
dere Aufwendungen/Auszahlungen aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung, 
Unaufschiebbare Aufwendungen/Auszahlungen zur Weiterführung notwen-
diger Aufgaben, die Fortsetzung von begonnenen Investitionsmaßnahmen 
sowie Ermächtigungen aus der Haushaltssatzung des Vorjahres.

Michael Jesser/Bernd Schröder
Verfahren bei der Besetzung von anderen leitenden  
Beamten im Wahlbeamtenverhältnis  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  433
In diesem Beitrag geht es um das Verfahren zur Wahl und Abberufung der 
Beamtinnen und Beamten auf Zeit nach § 108 des Nds. Kommunalverfas-
sungsgesetzes. Angesprochen werden u. a. die Zuständigkeit für die Ausschrei-
bung, der mögliche Ausschreibungsinhalt sowie Verfahren und Grundsätze der 
Auswahl.

Birgit Moldenhauer
Hinweise für die Erstellung einer (Prüfungs-)Klausur  
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Dieser Beitrag beschäftigt sich mit zehn Grundsätzen, die bei der Konzepti-
on einer (Prüfungs-)Klausur und bei der Erstellung des Bewertungsschemas 
berücksichtigt werden sollten.

Fallbearbeitungen
Gerhard Lange
Neue Bekanntmachungsform und Wiederwahl  
eines Beigeordneten  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  436
Bei dieser Fallbearbeitung aus dem Kommunalrecht NRW geht es um die kor-
rekte Aufstellung der Tagesordnung, zulässige Verfahren der Bekanntmachung 
sowie Verfahren und Zulässigkeit der Wiederwahl eines Beigeordneten.
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Die Fallbearbeitung behandelt Inhalte der Fächer „Verwaltungsrechtliche 
Erstentscheidung“, „Rechtswissenschaftliche Methodenlehre“ und „Entschei-
dungsentwürfe“ (1. und 2. Trimester) an der kommunalen Hochschule für Ver-
waltung in Niedersachsen im Zusammenhang mit einem Fall aus dem Gewer-
berecht.
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